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Schriftliche Kleine Anfrage

der Abgeordneten Hjalmar Stemmann und Dennis Thering (CDU) vom 12.01.2012
und Antwort des Senats

- Drucksache 20/2837 -

Betr.:
Glücksspielstaatsvertrag

Der derzeitige Glücksspielstaatsvertrag (GlüStV) trat am 1. Januar 2008 in Kraft und lief zum 31. Dezember 2011 aus. 15 von 16 Ministerpräsidenten hatten sich zwischenzeitlich auf einen neuen Entwurf verständigt und diesen am 15.12.2011 unterzeichnet. Die Landesregierung von Schleswig-Holstein hat den Entwurf nicht unterzeichnet, sondern ein eigenes Glücksspielgesetz beschlossen, das am 1.1.2012 in Kraft getreten ist.
Umstritten war und ist insbesondere die Regelung des Sportwettenmarktes: Der Entwurf des Staatsvertrages sieht mit der Vergabe von 20 Lizenzen für Sportwettenanbieter eine begrenzte Öffnung vor, wohingegen Schleswig-Holstein eine liberalere Lösung im Gesetz geregelt hat.
Die endgültige Ratifizierung durch die Länderparlamente soll nach einer Vereinbarung der Ministerpräsidenten vom Ergebnis der Prüfung des Vertragsentwurfs durch die EU-Kommission abhängig gemacht werden. Der Europäische Gerichtshof hatte das staatliche Monopol auf Glücksspiele und Sportwetten im September 2010 für unzulässig erklärt.
Vor diesem Hintergrund fragen wir den Senat:

Der Europäische Gerichtshof hat das staatliche Monopol auf Glücksspiele und Sportwetten nicht für unzulässig erklärt. Mit seinen Urteilen vom September 2010 hat er lediglich auf ihm von deutschen Verwaltungsgerichten vorgelegte Fragen zur Interpretation des Gemeinschaftsrechts geantwortet (sog. Vorabentscheidungsersuchen). Dabei hat er sich an den von den fragenden Verwaltungsgerichten vorgegebenen Sachverhaltsschilderungen orientiert und selbst keinerlei Sachverhaltsfeststellungen getroffen. 
Der EuGH hat bestätigt, dass ein Monopol grundsätzlich zulässig ist, wenn es in kohärenter systematischer Weise dazu beiträgt, das Glücksspiel zu regulieren. Die Eingriffsregelungen müssen verhältnismäßig und geeignet sein, legitime Schutzziele zu verfolgen.
Er hat Zweifel darüber zum Ausdruck gebracht, ob das Monopol dann noch gerechtfertigt sei, wenn einerseits Inhaber staatlicher Monopole intensive Werbekampagnen durchführen, um die Gewinne aus den Lotterien zu maximieren und andererseits deutsche Behörden es zuließen, dass zu bestimmten Glücksspielen mit hohem Suchtpotential, die nicht dem staatlichen Monopol unterlägen, ermuntert werde, weil sich das präventive Ziel dann nicht mehr verfolgen lasse.
Die  zu Grunde liegenden Rechtsstreitigkeiten sind jeweils eines zu Gunsten und eines zu Lasten der verklagten Behörde rechtskräftig entschieden. In einem Fall hat das zuständige OVG der Behörde anlässlich einer gemeinsamen Erledigungserklärung der Parteien die Kosten auferlegt. In fünf Streitigkeiten, in denen die verklagten Behörden erstinstanzlich verloren haben, sind die Berufungen noch anhängig. 

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt:
1.
In welcher Form erfolgt eine Prüfung des Glücksspielstaatsvertrages durch die EU?

Die Prüfung erfolgt im Rahmen eines Notifizierungsverfahrens gemäß der Richtlinie 98/34/EG, zuletzt geändert durch die Richtlinie 98/48/EG.

2.
Wann erfolgt diese Prüfung?

Die Prüfung wurde mit der Übersendung des Entwurfs des Staatsvertrages vom 14. April 2011 am 15. April 2011 eingeleitet.

3.
In welchem Zeitraum erfolgt die Vorlage an die Länderparlamente? 

4.
Wann erfolgt die Vorlage an die Hamburgische Bürgerschaft?

5.
Wird zu diesem Zeitpunkt die Stellungnahme der EU bereits vorliegen?

Die genauen Terminplanungen der anderen Länder sind dem Senat nicht bekannt. Sie sind – wie in Hamburg auch – abhängig vom Zeitbedarf für die Erarbeitung und Ressortabstimmung der Ratifizierungsgesetze und des Landes-Ausführungsrechts sowie vom Eingang einer im Notifizierungsverfahren erwarteten Äußerung der Kommission zur Antwort Deutschlands vom            7. Dezember 2011 auf ihre ausführliche Stellungnahme vom 18. Juli 2011.
Der Erste Bürgermeister hat anlässlich der Paraphierung gemeinsam mit den  Ministerpräsidenten der anderen unterzeichnenden Länder  zu Protokoll erklärt, „dass sie beabsichtigen, den Staatsvertrag erst nach Vorliegen der von der EU-Kommission angekündigten, abschließend positiven Stellungnahme im Notifizierungsverfahren den Landtagen zur Ratifikation zuzuleiten.“
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